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Brüderle will 
Kartellamt stärken
Bonn. Bundeswirtschaftsmi-
nister Rainer Brüderle (FDP)
drängt auf eine stärkere Rolle
des Bundeskartellamts. „Wir
brauchen mehr Wettbewerb“,
sagte Brüderle gestern in Bonn
bei der Amtseinführung des
neuen Präsidenten des Bun-
deskartellamts, Andreas
Mundt (49). Brüderle bekräf-
tigte seinen Plan, dem Kartell-
amt künftig die Möglichkeit zu
geben, Unternehmen mit
marktbeherrschender Stel-
lung nötigenfalls auch zu zer-
schlagen, um den Wettbewerb
zu beleben. dpa

Eon legt Streit 
mit EU-Kommission bei
Brüssel. Der Kartellstreit zwi-
schen dem Stromkonzern Eon
und der EU-Kommission ist
beendet: Die Brüsseler Behör-
de gab dem Unternehmen ges-
tern grünes Licht für den Ver-
kauf seines 10 000 Kilometer
langen deutschen Höchst-
spannungsnetzes an die staat-
liche niederländische Netzge-
sellschaft Tennet. Eon nimmt
durch den Verkauf früheren
Angaben zufolge 1,1 Milliarden
Euro ein. dpa

Homburger Firma 
gewinnt Preis
Homburg. Der Homburger
Mittelständler RRC Power So-
lutions, Spezialist für Batterie-
ladetechnologie und Strom-
versorgungen, ist in dem bun-
desweiten „Top-Job“-Wettbe-
werb zu einem der besten Ar-
beitgeber Deutschlands gekürt
worden. Die Kriterien Weiter-
bildung, offene Kommunikati-
on und Familienfreundlichkeit
seien bestens erfüllt worden.
Bereits 2009 wurde RRC unter
die 100 innovativsten Unter-
nehmen Deutschlands ge-
wählt. red

VR Bank Saarpfalz
steigert Bilanzsumme
Homburg. Die VR Bank Saar-
pfalz hat im vergangenen Jahr
ihre Bilanzsumme um 6,4 Pro-
zent auf 253,5 Millionen stei-
gern können. Das gab das
Homburger Kreditinstitut auf
ihrer Bilanzpressekonferenz
bekannt. Das Jahr 2009 war
den Vorstände Axel Glößner
und Christoph Palm zufolge
hauptsächlich von Sicher-
heitsdenken geprägt. Deshalb
gebe es bei den Kundenkredi-
ten einen Rückgang von 1,7
Prozent. Die Kundeneinlagen
stiegen um 14 Millionen auf
214,6 Millionen Euro. red

Vortrag zum Thema
Rendite und Gewissen
Saarbrücken. Die Saarbrücker
katholische Kirchengemeinde
St. Johann lädt in ihrer Reihe
„Das Gewissen – ein Kompass“
zu einem Vortrag zum Thema
„Rendite mit gutem Gewissen“
ein. Referent ist Helge Wuls-
dorf von der Paderborner Bank
für Kirche und Caritas. Die
Veranstaltung findet am Mitt-
woch, 10. Februar, um 19 Uhr
im Forum der Saarbrücker Zei-
tung, Eisenbahnstraße 31,
statt. spr
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Tokio. Das Misstrauen gegen-
über Toyota sitzt tief: Klem-
mende Gaspedale, gefährlich
rutschende Fußmatten, ausset-
zende Bremsen. Nach und nach
sind in den vergangenen Wo-
chen immer neue Mängel ans
Licht gekommen. Mindestens
acht Millionen Autos
weltweit sind betrof-
fen und es werden je-
den Tag mehr. 

„Prius-Bremsen:
Sie wussten es und
haben es Dir nicht
gesagt.“ Die Schlag-
zeile eines Online-
Portals steht stellver-
tretend für das Miss-
trauen, das Toyota
mittlerweile auf dem
wichtigen US-Markt
entgegenschlägt.
„Glauben Sie mir!
Die Autos von Toyota
sind sicher“, beteuer-
te Konzernchef Akio
Toyoda gestern auf
einer eilig einberufe-
nen Pressekonfe-
renz. Und entschul-
digte sich nach Lan-
dessitte mit tiefer
Verbeugung.

Doch das dürfte kaum rei-
chen, das Vertrauen wieder
herzustellen. Ob Bremsen oder
Gaspedale: Wieder einmal war
es nicht das Unternehmen, das
die Probleme aufdeckte, son-
dern die Behörden. Dabei war
Toyota bestens im Bilde: Be-
reits seit Herbst vergangenen
Jahres lagen Beschwerden we-
gen defekter Bremsen vor. Was
mit den bereits verkauften Mo-
dellen passiert, ließ Konzern-
chef Toyoda offen. Sollte es
zum Rückruf kommen, könne
sich dieser global ausdehnen,

da Toyota zum Ende vergange-
nen Jahres rund 310 000 Autos
des neuen Prius-Modells in
rund 60 Ländern verkauft ha-
be. Die US-Verkehrssicher-
heitsbehörde nahm eine Unter-
suchung des Falles auf, nach-
dem 124 Beschwerden von
Kunden eingegangen waren. 

Toyota wies gestern auch
Vorwürfe zurück, schon 2007
von den Problemen mit klem-
menden Gaspedalen gewusst
und nichts unternommen zu
haben. Zwar habe ein Testfah-
rer im August 2007 vom Gefühl
eines klemmenden Gaspedals
berichtet. Umfangreiche Tests
hätten dies aber nicht bestätigt.

Inzwischen hat
der Konzern in
den USA mit den
Reparaturen der
mangelhaften
Gaspedale begon-
nen, in Deutsch-
land soll es in der
kommenden Wo-
che so weit sein.
Die Halter werden
nach und nach
vom Kraftfahrt-
bundesamt und
von den Händlern
informiert. Be-
troffen sind hier-
zulande knapp
216 000 Autos.

In der amerika-
nischen Öffent-
lichkeit verfestigt
sich die Meinung,
dass die Konzern-
führung die Prob-
leme lieber aussit-

zen will als die Karten auf den
Tisch zu legen. Der Rat des US-
Verkehrsministers Ray La-
Hood, auch wenn er ihn später
wieder zurücknahm, drückt die
Stimmung im Lande aus:
„Wenn irgendjemand solch ein
Auto besitzt: Nicht mehr fah-
ren und zu einem Toyota-
Händler bringen.“ 19 Tote
bringt die US-Behörde für Ver-
kehrssicherheit mit dem unge-
wollten Beschleunigen von
Toyota-Autos in Verbindung.
Am 25. Februar muss sich der
Konzern vor einem Ausschuss

des Kongresses verantworten.
Auch in Japan wächst der

Druck auf das Unternehmen.
Längst hat sich der Fall Toyota
zu einer nationalen Angelegen-
heit entwickelt. In einer für ja-
panische Verhältnisse unge-
wöhnlich offenen Kritik warf
Transportminister Seiji Maeha-
ra dem Konzern wegen der Pri-

us-Probleme einen Mangel an
Kundenorientierung vor. Und
Außenminister Katsuya Okada
sagte: „Natürlich, diplomatisch,
ist das keine Angelegenheit ei-
nes einzelnen Unternehmens.
Das ist ein Problem für die ge-
samte japanische Autoindustrie
sowie für das Vertrauen in japa-
nische Produkte.“

Toyota in der Vertrauenskrise
Konzern-Chef entschuldigt sich – Probleme mit Bremsen offenbar seit Herbst bekannt 

Toyota-Chef Akio Toyoda ist
gestern angesichts der Pan-
nenserie in die Offensive ge-
gangen: Er entschuldigte sich
und beteuerte, dass die Sicher-
heit der Autofahrer für seinen
Konzern an erster Stelle stehe. 

Von Daniel Schnettler 
und Lars Nicolaysen (dpa)

Den Toyota-Händlern in den USA schlägt ein großes Misstrauen
der Kunden entgegen. Foto: dpa

„Ich
entschuldige

mich aufrichtig
dafür, bei vielen
unserer Kunden

Besorgnis
verursacht 
zu haben.“
Akio Toyoda,
Toyota-Chef

Saarbrücken. Deutschland brau-
che wieder Biss durch mehr mu-
tige Menschen, die sich mit Ideen
und mehr Selbstverantwortung
in der Berufswelt durchboxen
statt auf eine Hartz-IV-Mentali-
tät zu setzen. Solch engagierten
Menschen helfe die Marktwirt-
schaft, betonte der Vorsitzende
der Friedrich-Naumann-Stiftung
für die Freiheit, Wolfgang Ger-
hardt (FDP, Foto: dpa) auf einer
Veranstaltung in der Villa Les-
sing – Liberale Stiftung Saar zum
Thema „Marktwirtschaft und Ge-
rechtigkeit“. 

Es sei an der
Zeit, generell
mehr Eigenver-
antwortung zu
übernehmen statt
die Schuld für al-
les mögliche auf
den Staat zu
schieben. Man
dürfe sich auch
nicht daran ge-
wöhnen, Empfän-
ger von Transferleistungen wie
Hartz IV zu sein. Die Werte der
Marktwirtschaft müssten gerade
in der heutigen Zeit verteidigt
werden, betonte der 66-Jährige
in der von SZ-Chefredakteur Pe-
ter Stefan Herbst moderierten
Diskussionsrunde. Marktwirt-
schaft bedeute eine soziale Min-
destsicherung für Bedürftige,
aber eben auch die konsequente
Unterstützung des Leistungsge-
dankens. Während man diesen in
Amerika besonders pflege und
Leistungsträger anerkenne, seien
deren Beiträge in Deutschland
begleitet von Neid und Miss-
gunst. 

„Markt und Moral sind keine
Gegensätze“, gab sich Gerhardt
überzeugt. Voraussetzung seien
faire Regeln. Wolle man Eigen-
verantwortung wieder zu einer
Tugend machen, müsse ihre Pfle-
ge schon im Elternhaus mit der
Kindererziehung beginnen. ts

Gerhardt ruft zu mehr
Eigenverantwortung
und Engagement auf

Wolfgang
Gerhardt

Lissabon. Die „griechische
Krankheit“ hat jetzt Portugal er-
wischt. Das ärmste Land Westeu-
ropas hält aufgrund zunehmen-
der Verschuldung Investoren und
Politiker auch im Ausland in
Atem. Schon in den ersten Stun-
den des Freitagshandels verlor
der Börsenindex PSI-20 um die
drei Prozent, nachdem er bereits
am Vortag um 4,98 Prozent abge-
sackt war. Händler sprachen von
Panik. Pro Minute würden der
Börse drei Millionen Euro entzo-
gen. Aus Angst vor einer Staats-
pleite schoss der Risikoaufschlag
von Kreditderivaten in bisher un-
bekannte Höhe. „Wir sind die
neue Jagdbeute der Märkte“, sagt
Finanzminister Fernando Teixei-
ra Dos Santos. Die Reaktion der

Märkte sei „irrational“. Ähnlich
sieht das der griechische Regie-
rungschef Giorgos Papandreou.
„Ich fühle mich bestätigt. Grie-
chenland ist nicht ein Einzelfall.
Spekulanten suchen nach unse-
rem Land andere Schwachstellen,
um dem Euro zu schaden. Es ist
ein europäisches Problem, und

wir müssen koordiniert und mit
Solidarität dagegen vorgehen.“ 

Neben Griechenland und Por-
tugal treibt vor allem Spanien
Sorgenfalten auf die Stirn der
Analysten. Aber auch Irland und
Italien kommen immer mehr „ins
Gespräch“. An den Börsen fiel der
Euro-Kurs gestern unter den

Wert von 1,37 US-Dollar. Der
deutsche Aktienindex Dax gab
wie auch der amerikanische Dow
Jones weiter nach. 

Die sozialistische Minderheits-
Regierung von Portugals Minis-
terpräsident José Sócrates hatte
dieser Tage einräumen müssen,
dass das Haushaltsdefizit 2009
mit 9,3 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts die schlimmsten
Erwartungen um einen Punkt
übertroffen habe. Die Staatsver-
schuldung soll 2010 nach Schät-
zungen von 76,6 auf über 85 Pro-
zent der Wirtschaftsleistung klet-
tern. Sócrates will in Kürze drasti-
sche Sparmaßnahmen bekanntge-
ben, mit denen das Defizit bis
2013 unter die zugelassenen drei
Prozent gedrückt werden soll. Der
frühere Wirtschaftsminister Da-
niel Bessa hat dagegen ein radika-
les Rezept: „Wir müssen die Euro-
Zone verlassen. Wir gehören da
aufgrund der mangelnden Wett-
bewerbsfähigkeit nicht hin“. dpa

Angst vor einer Pleite Portugals wächst
Börsen sacken weiter ab – Euro unter Druck – Regierung kündigt Sparkurs an

Die europäischen Börsen gaben gestern deutlich nach. Unser Bild
zeigt die Börse in Madrid. Der spanische Index Ibex fiel zum Handels-
start um 2,5 Prozent. Foto: dpa

Neben Griechenland und Spa-
nien macht nun auch Portugal In-
vestoren und Politiker Sorgen.
Aus Furcht vor einer Staatspleite
ziehen Aktionäre ihr Geld ab. 

Berlin. Der Service in Deutsch-
lands Baumärkten lässt nach ei-
ner Studie zu wünschen übrig.
„Die Qualität ist lediglich befrie-
digend“, sagte die Geschäftsfüh-
rerin des Deutschen Instituts für
Service-Qualität, Bianca Möller.
„Fast jede zweite Beratung war
unvollständig oder falsch“, sagte
Möller. In mehr als einem Viertel

der Fälle seien Kunden nicht ein-
mal auf Gefahren bei der Selbst-
montage einer Starkstromleitung
hingewiesen worden. Kritisiert
werde zudem die Verfügbarkeit
von Mitarbeitern. In etlichen
Fällen hätten die Prüfer am Bera-
tungsstand länger als fünf Minu-
ten auf einen Ansprechpartner
warten müssen. ddp

Studie: Schlechter Service in
deutschen Baumärkten 

Saarbrücken. Roland Theis, Ge-
neralsekretär der CDU Saar, pran-
gert die Ablehnung von Industrie-
projekten an: „Wir laufen Gefahr,
unseren guten Ruf als industrie-
freundliches Land aufs Spiel zu
setzen.“ Anlass ist der Widerstand
des Saarlouiser Oberbürgermeis-
ters Roland Henz gegen den Bau
eines Tanklagers durch den Mine-

ralölhersteller Méguin. Theis ver-
weist auch auf das Nein zum Koh-
lekraftwerk ins Ensdorf und zum
Solarkraftwerk in Kleinblitters-
dorf. SPD-Generalsekretär Rein-
hold Jost kontert, dass „im Club
der Verhinderer die CDU den Vor-
sitz führt“. In den genannten Fäl-
len sei die CDU mit an der Spitze
des Widerstands marschiert. red

Streit um Nein zu
Industrieprojekten im Saarland

Berlin. Im Unionsstreit über die
Zukunft der Jobcenter ist im Vor-
feld eines Spitzentreffens keine
Einigung in Sicht. Es werde bei
der Zusammenkunft am Sonn-
tagabend noch keine Lösung ge-
ben, sagte Hessens Ministerprä-
sident Roland Koch (CDU). An
dem Treffen werden neben Bun-
desarbeitsministerin Ursula von
der Leyen auch die Ministerprä-
sidenten der unionsgeführten
Bundesländer teilnehmen. Die
Jobcenter, in denen Langzeitar-
beitslose betreut werden, müssen
wegen eines Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts neu organi-
siert werden. Die Kommunen
dürfen ab 2011 nicht mehr so eng
mit den Arbeitsagenturen zu-
sammenarbeiten, weil es sich da-
bei um eine unzulässige Misch-
verwaltung handele. Von der Ley-
en hatte einen Gesetzentwurf
vorgestellt, wonach Arbeitsagen-
turen und Kommunen ihre Leis-
tungen weiterhin unter einem
Dach erbringen sollen, jedoch er-
kennbar für getrennte Bereiche
zuständig sein müssen. Dagegen
plädieren Koch, andere Unions-
Ministerpräsidenten und die SPD
für eine Grundgesetzänderung,
um die Jobcenter wie bisher wei-
terführen zu können.

Unterdessen hat das Diakoni-
sche Werk an der Saar an die Lan-
desregierung appelliert, die enge
Zusammenarbeit zwischen Ar-
gen und Kommunen zu erhalten.
Der von der Bundesregierung ge-
plante Umbau verschlechtere die
Situation der Arbeitslosen. Auch
der Deutsche Sozialgerichtstag
warnt vor der Auflösung: „Nur so
können die zwischenzeitlich gut
eingespielten Verwaltungsabläu-
fe bei der Entscheidung über
Hartz-IV-Leistungen erhalten
bleiben“, sagte die Präsidentin
Monika Paulat. afp/epd

Keine schnelle Einigung
in der Frage der

Jobcenter in Sicht
An diesem Sonntag treffen sich
führende Unions-Politiker, um
über die Jobcenter zu beraten.
Diakonie und Sozialgerichtstag
warnen vor der Auflösung.


